
PB.W-01-298 Kapitel 2: In die Zukunft wirtschaften

Antragsteller*in: Sylvia Dorn (KV Ortenau)

Änderungsantrag zu PB.W-01

Von Zeile 297 bis 305:
wir im Sinne einer sozial-ökologischen Transformation des Binnenmarkts erhalten und
ausbauen, denn sie stärken die Innovationskraft der Unternehmen, ermöglichen die
Ausnutzung von Skaleneffekten und begünstigen den internationalen Handel. Um die
Digitalisierung zu gestalten, müssen wir Dienstleistungen von Plattformen und ihre
Marktmacht regulieren. Die globale Lenkungswirkung des Binnenmarkts wollen wir
steigern, indem wir sicherstellen, dass Unternehmen auf dem europäischen Markt
auch international Verantwortung für ihre Produktions- und Vertriebsweise entlang der
gesamten Wertschöpfungskette übernehmen. Die Handlungsspielräume von
Kommunen in Europa wollen wir erhalten und die Daseinsvorsorge vor
Liberalisierungsdruck schützen.. Das muss einerseits durch eine Gesetzgebung mit der
Zielrichtung einer sozial-ökologischen Transformation geschehen, andererseits wollen
wir die Eigenverantwortung und die Kreativität der Unternehmen in dieser Zielrichtung
stärken, indem wir ihnen neben der Finanzbilanz auch eine am Gemeinwohl orientierte
Bilanz an die Hand geben. Das befähigt die Unternehmen alle geschäftlichen
Aktivitäten sowohl individuell als auch branchenspezifisch in eine ökologisch und
menschenrechtlich nachhaltige Wirtschaftsweise zu überführen. So fördern wir die
Vielfalt eigenverantwortlicher, unternehmerischer Innovationskräfte und bewirken eine
stetige, sozial-ökologisch positive Veränderung des europäischen Binnenmarkts. Diese
geht in eine globale Lenkungswirkung über, weil wir sicherstellen, dass Unternehmen
auf dem europäischen Markt auch international Verantwortung für ihre Produktions-
und Vertriebsweise entlang der gesamten Wertschöpfungskette übernehmen. Die
Handlungsspielräume von Kommunen in Europa wollen wir erhalten und die
Daseinsvorsorge vor Liberalisierungsdruck schützen.
Um die Digitalisierung zu gestalten müssen wir Dienstleistungen von Plattformen und
ihre Marktmacht regulieren.

Begründung

Die Festlegung sozial-ökologischer Standards durch die Gesetzgebung ist eine wichtige
Rahmenbildung der sozial-ökologischen Transformation, aus der aber Unternehmen,
deren Aktivitäten hauptsächlich nur durch eine profit-orientierte Finanzbilanz gesteuert
werden, vor allem Schlupflöcher suchen und finden werden, so wie das heute auch
noch im Rahmen der Steuergesetzgebung üblich ist. Daher brauchen wir ein
Instrument innerhalb der Unternehmen, das ihnen eine Reflexion ihres
unternehmerischen Beitrags zum Gemeinwohl der Gesellschaft möglich macht und
neue Motivationen zur Weiterentwicklung in eigener Verantwortung hervorrufen kann.
Dadurch steigern wir die Vielfalt sozial-ökologischer Wirtschaftswege.
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